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Verhündet am

260nugust 1965

hat der 90

l m N a m e n d

In dem Rechtsstreit

e s V 0 l k e s

\ 3 Klägerin-und Hevislonklägerin,

g e g e n

Beklagter und nevisionsbeklagter,

oenat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26° August 1965 durch

5enatsprdsident

nundesrichter

Bundesrichter

Bundessozialrichter

Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

Dr„ u e 1 B
—Vorsitzender—

Dr„ M a i s c h und

5 c h i n d l e r
als weitere nerufsrichte1

Jellinghaus und

R e i s
als ehrenamtliche ■ichter

Auf die 5prungrevision der Klägerin wird das Urteil

des Sozialgerichts Dortmund vom 6° beptenb@r 1963

aufgehoben° ner Beklagte wird verurteilt, an die

Klägerin 102,60 um zu zellen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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ber Versorgungsberechtigte Günther ht::xt (no) beantragte

am 9„ Oktober 1955 auf einem Vordruck der Klägerin (Ruhr—
knappschaft) Versorgung° Da er keine Unterlagen vorlegte,

wurde der Antrag an 2° Dezember 1954 abgelehnt° Ein er—
neuter Antrag wurde am 9„ August 1955 aus dem gleichen

Grunde abgelehnt° Am 20" April 1956 stellte R„ wiederum

einen Versorgungsantrag° Mit Bescheid vom 80 August 1956,

der auf den Antrag vom 90 Oktober 1953 Bezug nahm, wurde

Beschddigtenrente wegen Versäumung der Anmeldefristen?abge—

lehnt, Jedoch für die im bienst als Feuerwehrmann er—
.littenen Schadigungsfolgen‚— narbe rechte Stirn— Scheitel—

beingrenze—, Gliedmaßennarben nach Verbrennung ohne Funk—

tionsstörungen—, verheilter Bruch des rechten Schienbeines—

ein Anspruch auf Heilbehandlung zugebilligt° Eine Anzahl

anderer reinen wurde als nicht oder nicht mehr vorliegend

bezw° schädigungsunabhähgig angesehen° Ein Verschlimmerungs—

antrag vom 1. September 1957 wurde mit Bescheid vom
20.Juni

1958 abgelehnt° Diese Bescheide blieben unangefochten°

hie klägerin, die R‚ in der Zeit vom 9° bis 27° Oktober 1953

wegen einer Narbenfistel am linken knie Heilbehandlung für
Schäden gewährt hatte, für die nach ihrer Auffassung im

bescheid vom 8° August 1956 Heilbehandlung zugesagt worden ‚g

ist, begehrte mit kostennachweis für das 5„ Vierteljahr ‘

1955 die Erstattung von Heilbehandlungskosten in Höhe von
102,60 DM° nachdem der Beklagte dies letztmals im August

1960 abgelehnt hatte, erhob die klägerin im September 1960

Klage° Das Sozialgericht (bG) wies mit Urteil vom 6„Sep—

tember 1965 die Klage ab und ließ die Berufung zu° Durch

die bindend gewordenen Bescheide vom 2. Dezember 1954 und

9, August 1955 sei rechtsverbindlich festgestellt werden,

daß ein Schädigungsleiden nicht bestehe° Der Bescheid vom

8„ August 1956 sei, obwohl er sich auf den ersten Antrag

vom 90 Oktober 1955 beziehe, kein Zugunsten—ßescheid gemäß
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@ 40 des
Verwaltungsverfahrensgesetées

(VeerG). Ihm

fehlten alle Merkmale eines begünstigenden berichti—

gungsbescheides; mit der Ablehnung des Antrages wegen

'Fristversaumnis seien die früheren nescheide nur be—

stätigt worden. Wenn ein (beschränkter) An8pruch auf

Heilbehandlung zugestanden werden sei, so könne hierfür

nur der (letzte) Antrag vom 200April 19be maßgeblich

sein° ua die Heilbehandlung vor dieser Antragstellung

durchgeführt worden sei, sei ein Ersatzanspruch nach

9 19 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) nicht gegeben.

Gegen dieses Urteil hat die klägerin unter Vorlage

einer Schriftlichen Einwilligungserklärung des Be—

klagten Sprungrevision eingelegt. Sie rügt Verletzung

des © 40 Abs° 1 VeerG° bei dem Bescheid vom 8.August
1956 handele es sich nicht um eine formlose Verzicht—

erklärung auf die hechtsverbindlichkeit der früheren

Entscheidungen, sondern um einen Zugunsten—Bescheid

im sinne dieser Vorschrift° «afür Spreche die ßezug—

nahme auf den ersten Antrag vom 9° Oktober 1953° Die

Behörde könne nach der Rechtsprechung des Bundessozial—

gerichts (BSG) den gleichen oachverhalt auf Grund neuer
Ermittlungen in vollem Umfang neu regeln; damit würden

die früheren Ablehnungsbescheide gegenstandslose Der

Grundsatz der Einheitlichkeit des LeistungsanSpruches
lasse es nicht zu, daß über denselben An8pruch mehrere

Bescheide bestünden°

Die Klägerin beantragt, unter Aufhebung der ange—
fochtenen Entscheidung den Beklagten zu verurteilen,

an sie 102,60 DM zu zahlen° Der beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen„ Er hält

das angefochtene Urteil für zutreffend„

Die Sprungrevision ist form— und friStgGre0ht eingelegt

und begründet worden und daher zulässig (5x 161 Abs‚ 1,
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164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)° sie ist auch

sachlich begründet,

uas bG hat‚nicht au8orucklich festgestellt, daß es sich

bei nem Leiden des Ra, wegen dessen die Heilbehandlung

vom 9° bis 27, Oktober 1953 stattfand, um ein solches

handelte, für das im Bescheid vom 8° August 1956 ein

Anspruch auf Heilbehandlung zugebilligt wurde, doch ging

es offensichtlich davon aus° ua der Beklagte vor dem 5G

ausgeführt hat, daß die Heilbehandlung zu einem Zeitpunkt

erfolgt sei, zu dem ein Zusammenhang nicht anerkannt und

der Anerkennungsbescheid vom 8° August 1956 noch nicht

erteilt war, sieht der benat diese Frage als unstreitig

an„

btreitig ist sonach nur, ob die klägerin für die dem B0

in der Zeit vom 9° bis 27, Oktober 1953 gewährte Heil—

behandlung vom Beklagten Ersatz ihrer Aufwendungen be—

anSpruchen kann° Gemäß 3 19 BVG in der Fassung vom 7°

August 1955 (BGsl I, 866) —aF—wird den Krankenkassen,
die nicht nur nach den Vorschriften des BVG verpflichtet

sind, heilbehandlung usw° zu gewähren, für ihre Auf—

wendungen für die Dauer von 5 Jahren — nach @ 19 oVG

in der Fassung vom 6° Juni 1956 (BGBl I, 469) —nF—von
8 Jahren — nach Inkrafttreten des bVG Ersatz geleistet°

Der Ersatz wird gewährt, wenn der Zusammenhang der Krank—

heit mit einer Schädigung anerkannt ist; wird dieser

Zusammenhang erst während der Heilbehandlung anerkannt,

so wird der Ersatz frühestens von der Anmeldung des Ver—

sorgungsanspruches an geleistet (Abs. 1)„ Als Ersatz

werden ua gewährt bei ambulanter Behandlung, wenn und

solange Krankengelu gewährt wird, das satzungsmäßige

krankengeld (Abs° 5). Einen solchen Ersatzanspruch macht
die klägerin geltend, indem sie vom Beklagten das für

die Zeit vom 90 — 27, Oktober 1953 an 19 Tagen gewährte
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Kassenkrankengeld von ge 5,40 = 102,60 DM ersetzt ver—
langt° über die Höhe des betrages herrscht kein c'treit°

Eine ähnliche Regelung sah @ 19 DVG auch zur Zeit der

letzten ablehnenuen Nachricht vom 23„August 1960 noch vor„

Denn die Vorschrift weicht in der Fassung des ab 1„Juni

1960 geltenden 1„ Neuordnungsgesetzcs (1ONOG) vom 270

Juni 1960 (sGßl l, 455) nur hinsichtlich der früher

geltenden Frist insoweit ab, als es hier heißt, daß für

die bis zum 31° Dezember 1963 schwebendcn Heilbehand—

lungsfdlle Ersatz geleistet wird°

Im vorliegenden Fall ist der Zusammenhang des fraglichen

Leidens mit einer Schädigung nicht "während der Heil—

behandlung”, sondern erst am 80 August 1956 anerkannt

werden„ Die Worte "während der Heilbehandlung” sind jedoch

uahin zu verstehen, das der Ersatz frühestens von der

Anmeldung des Versorgungsanspruches an geleistet wird,

wenn der Anspruch ZWar angemeldet, aber von der Ver—

sorgungsbehörde erst während der Heilbehandlung oder

599322 anerkannt worden ist„ Eine andere Auffassung
wäre sinnwidrig, weil s’e den Ersatzanspruch von der

Dauer der Heilbehandlung oder des Verwaitungsverfahrens

abhängig machen würde, ohne das das Gesetz für die

Erstattung auf die Dauer dieser beiden Vorgänge auch

nur andeutungsweise abgestellt hätte tvgl° hierzu auch
Urteil des erkennenden oenats vom 26„ August 1565

—9 RV 754/62)°

Somit kam es im vorliegenden Fall nur darauf an, ob die

dem R° vom Versorgungsamt zugebilligte heilbehandlung

auf dessen Versorgungsuntrag vom 9„ Oktober 1953 zurück—

zubeziehen ist° hierbei brauchte auf die Bedeutung der

Vor;chrift des 5 10 Abso 3 DVG aF, die Gewährung von

Heilbehandlung sowie Köstenersatz an den "2222229352291
“auch vor der Anerkennung „ ° ° 0 einer Gesundheits—

st0rung“ als hannleistung vorsieht, nicht eingegangen zu
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werden, da für das Rechtsverhältnis zwischen Kranken—

kasse und Versorgungsbehörde nur 9 19 BVG maßgebend ist°

Bei der Prüfung der Frage, on der Bewilligungsbescheid

vom 8° August 1956 auf den Versorgungsantrag des R„ vom
9° Oktober 1953 zurückzubeziehen ist, hat das SG den

Bescheid vom 8° August 1956 unzutreffend ausgelegt° Der

Senat konnte dahingestellt sein lassen, ob in diesem Be—

scheid ein Zugunsten—Bescheid nach @40 VeerG oder (be—
züglich der Rente) ein neuer gleichlautender Verwaltungs—

akt, der dem Berechtigten lediglich den Rechtsweg er—

öffnen sollte (vgl° hierzu BBG in sozR Nr° 21 und Nr° 22

zu % 77 5GG; BSG 18,22 ff und Urteil des BSG vom 13„
hezembér 1962 — 8 RV 857/60 — in BVB1 1963, 87) oder etwa

die ergig_ggghlighe Regelung des geltend gemachten Ver—

sorgungsan3pruchs zu erblicken ist° Jedenfalls ist von
diesem bescheid, der mit der Zustellung oder dem Zugang

für die Versorgungsbehörde bindend geworden ist (9 24
abs° 2 VeerG), auszugehen; ob die vorherige Zustimmung

des Landesversorgungsamts vom Versorgungsamt eingeholt

wurde (@ 40 Abs° 1 VeerG), ist unerheblich (vgl° Schön—
leiter—Hennig, Komm„zum VeerG, Anm° 7 zu © 40 VeerG;

B„Gin SozRNr„ 21 zu 5 77 see), Bei der Prüfung, ob bezw„
auf welchen Zeitpunkt der Bescheid vom 8° August 1956

für die hier strittige Heilbehandlung zurückwirkt, brauchte

der benat nicht zu erörtern, inwieweit ein früherer aus

formalen-Gründen abgelehnter Antrag zum Nachteil des
Beschädigten etwa als verbraucht gelten muß° nenn da der

Beklagte auf den ersten Versorgungsantrag von 1953 die

sachlich—rechtlichen Voraussetzungen des Anspruchs bisher

noch nicht geprüft hatte, War er am 8. August 1956 zu—

mindest93933_gg@329333‚entsprechenddemGrundsatz,daß
Versorgung ab Antragsmonat zu gewähren ist und dab Heil—
behandlung frühestens mit dem Tag der Änmeldung des An—
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spruchs beginnt (@ 60 Abs, 1 und 3 BVG nF) seinen bescheid

auf den Zeitpunkt der ersten Antragstellung zurückwirken

zu laesen° Im bescheid vom 8° August 1956 heißt es, daß R°

für die anerkannten Schädigungsfolgen nach'é 57 Abs" 1

letzter Satz i„V„m„ @ 10 Abs° 2 BVG Heilbehandlung gewährt

werde° @ 57 Abs() 1 letzter satz in der hier maßgebenden

Fassung des BVG vom 60 Juni 1956 (nF) lautet: Der Ansyruch

auf Heilbehandlung kann nach Ablauf der Frist (des 5 56

— 500 September 1952 —) noch geltend gemacht werden, wenn
.seine Voraussetzungen (3 10 Abs, 2 BVG — das heißt, Ver—

hütung oder Beseitigung einer Verschlimmerung —) "gast spätgg"

eingetreten sind° Nachdem im bescheid Versorgungsan5prüche

abgelehnt worden waren, weil die Anmeldefrist des © 56 BVG

am 50° beptember 1952 abgelaufen sei, ist unter "erst

später" die Zeit nagh dem 30° September 1952 zu verstehen.

Da der Versorgungsbehörde Spätestens seit dem schreiben

der Klägerin vom 11° Oktober 1954 bekannt war, daß diese

einen Ersatzanspruch gemäß @ 19 BVG geltend machen werde,

ist der Bescheid dahin zu werten, daß sich die 1956 er—

folgte Zubilligung der Heilbehandlung auf die nagh_dgm
32;„339329395_1322_ erforderlich gewordene, d„h„ somit
auch auf die im vorliegenden Fall strittige Heilbehandlung

bezieht° Diese Auslegung wird auch durch den weiteren

Inhalt des Descheides gestützt° Nach 3 60 Abs° 3 BVG nF —
ebenso wie nach 5 60 Abs° 5 BVG aF - begann die Heilbehand—
lung mit nem Tage, an dem die bedingungen für ihre Ge—

währung erfüllt sind, frühestens mit dem gage_ger_gnmelgung

995-ÄEEPIBSEE° Als Tag der Anmeldung des Anspruchs ist im
Bescheid vom 8° August 1956 oben ganz allgemein der Antrag

vom "9,1001953" festgehalten, kindestens dieser Angabe muß
entnommen werden, daß die Gewuhrung von Heilbehandlung auf

‚diesen Zeitpunkt zurückbezogen werden sollte, zumal das
VerorgA wußte, daß dem R, 1955 Heilbehandlung bereits ge-
währt worden war und es der klägerin darauf ankam, ßrsatz
für die dadurch entstandenen Kosten zu erlangen. Für die
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Auslegung des Bescheides ist dessen objektiver Inhalt maß—

gebend„Es ist daher unerheblich, ob die Angabe des ersten

Antrags, wie der Beklagte im Verfahren vor dem SG vorge-

tragen hat, nur für die Entscheidung nach den 55 56,57

BVG aF maßgebend gewesen sein sollte° Hinzu kommt, daß

die Entscheidung über die Heilbehandlung nach % 57 BVG

auf kein ä293595-99322 einer Antragstellung Bezug nahm.
Nach alledem ist aus dem bescheid zu entnehmen, daß die

Heilbehandlung ab Antrag vom 9, Oktober 1953, der am 10,

Oktober 1953 bei der Versorgungsbehörde einging, zuge—

billigt worden ist°

Bei dieser Sachlage konnte dahingestellt bleiben, ob der

Beklagte nicht auch aus anderen Gründen verpflichtet war,

vom ersten Versorgungsantrag auszugehen° Denn an der

foruellen Ablehnung in den beiden früheren Bescheiden

trif£t das VersorgA, das nach 3 12 Abs. 1 VeerG den

bachverhalt von Amts wegen aufzuklären hat, ein Mitver—

schulden° Hätte es damals bereits in seinem Archiv ge—
forscht, so hätte es festgestellt, daß schon 1944 ein

Versorgungsantrag nach der Personenschädenverordnung

vom 1, September 1939 in der Fassung vom 10, November

1940 gestellt und R, ein Heilfürsorgeausweis ausgestellt

worden war° Außerdem hat die Versorgungsbehcrde in der

Zeit nach Oktober 1953 von R, immer wieder die Vorlage

eines Entla8sungsscheines D—2 gefordert, den er als
Angehöriger der Feuerwehr gar nicht besitzen konnte°

Wenn R; damals schwieg, so mag dies daran gelegen haben,

daß er durch das Verhalten des VersorgA in den Glauben

versetzt wurde, sein Versorgungsantrag müsüe erfolglos

bleiben, da er einen solchen Entlassungsschein nicht

besitze°

Der Breüttungsan8pruch der Klägerin ist somit in vollem

umfang begründet° Zwar ist der Antrag vom 9, Oktober 1953

erst am 10, Oktober 1953 beim Vers rgA eingegangen; er
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lag jedoch bereits at 9„ Oktober 1953 bei der Klägerin,
d„h° bei einem inlänuischen Träger der bozialversicherung

vor (vgl. @6 Abs° 2 VeerG), weshalb als Tag der Anmeldung

der 9°.Oktober 1953 zu gelten hat°

Eine Kostenentscheidung entfällt (@ 195 Abs„ 4 SGG)‚_
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